


,,Justiz und Existenzkampf in der Demokratie" 
Referat von Dr. Robert M. W. Kempner, Hauptankläger im Nürnberger Wilhelmstraßen-Prozeß, 

Rechtsanwalt in Frankfurt am Main, anläßlich der II. Bundeskonferenz 

Meine Freunde und Kameraden! 

Es ist nun schon beinahe 40 Jahre her, daß ich das letzte Mal zum 
Reichsbanner sprach. Ich glaube, es war bei der Verfassungsfeier am 
11. August des Jahres 1930/31 und wir sprachen selbstverständlich 
damals über den aufkommenden Nationalsozialismus. Wir sprachen 
darüber, ob die Partei ihn verbieten sollte. Ich hatte kurz vorher dem 
Preußischen Innenministerium den Vorschlag gemacht, man solle 
gegen Hitler einen Prozeß machen und man solle ihn des Landes 
verweisen. Es hieß dann, ja, die Partei ist zu stark, schon zu stark 
und das erinnert wieder an die Frage, wann soll man einer extrem -
politischen Einheit den Garaus machen? Ja, wenn mir einer in die 
Fresse schlagen will, so schlage ich vorher gewöhnlich zu, und lasse 
mich nicht erst verprügeln. Ich muß mich entschuldigen, ich habe 
nicht die Ehre, ein General zu sein und deshalb auch nicht das Recht, 
über Bundeswehr oder Reichswehr zu sprechen, auf Grund dessen, 
weil ich mal einen General gestürzt habe in meiner Jugend, den Ge­
neral von Seekt, der illegalerweise einen Kronprinzensohn in die 
Reichswehr aufgenommen hatte; der Kronprinz war sehr stolz darauf, 
und hatte mir das mal bei einer Gelegenheit erzählt. Ich sagte, ja 
finden Sie denn dabei gar nichts, Kronprinz? Und er fand das sehr 
selbstverständlich, aber ich nicht, obwohl das an sich nicht so wichtig 
war, aber wir wollten von SPD-Seite und anderen Freunden her den 
Sekt, den Seekt, nicht den Sekt, das wäre unhöflich, aus dem öffent­
lichen Leben verschwinden lassen. Ja, nun stehe ich hier vor Ihnen 
nach 40 Jahren als ein ganz bescheidener Anhänger Deutschlands 
zu der Gruppe gehörig, die, ich muß Ihnen das leider gestehen, ein­
mal ein Gefreiter des 1. Weltkrieges war. 

Nun zur Justiz. Sie wissen alle aus der Bibel, am Anfang schuf 
Gott Himmel und Erde und die Erde war wüst und leer. Das Merk­
würdige ist aber - leider ist das vergessen worden, in der Bibel zu 
sagen - daß das 1. Gebäude, was nach der Schöpfung errichtet 
wurde, ein Gerichtsgebäude war, denn der Herr hatte gemerkt ,das 
Dichten und Trachten des Menschen ist böse von Jugend auf, und die 
Menschen wollen sich vielfach nicht miteinander verständigen. Und 
so erstand die Justiz; dieses ganz merkwürdige Wesen, von dem wir 
viel lesen und auch oft hören, und . auch einmal gelegentlich ange­
klagt sind oder anklagen, und diese Justiz hat es, das möchte ich 
ganz kurz sagen, wirklich in sich; denn die Justiz ist es - ich will 
nicht anderen Einheiten zu nahe treten, wirklich, die Justiz ist es, die 
geschichtlich und auch sonst am besten das Wesen und die Politik 
eines Volkes zeigt. Und der Unsinn, der uns in den Schulen erzählt 
wird von den Kriegen und von dem Frieden, der nicht existiert und 
wieder von anderen Sachen, von der Kultur, das ist teilweise ein 
großer Mumpitz. übrig bleibt immer in der Geschichte die Justiz, und 
wenn Sie sich an alte und mittlere Zeiten erinnern, und nichts anderes 
wissen, so wissen wir alle, es gab mal ein Prozeß des Sokrates, der 
die ganze griechische, die ganze Altertumssituation zeigt, und es gab 
einen anderen großen Prozeß in Jerusalem unter Pontius Pilatus, den 
kein Mensch der ganzen Welt vergessen wird, und wenn mich je­
mand fragt, was im Mittelalter los war, so weiß ich nicht viel, aber 
ich weiß, daß die Hexenprozesse waren. Und wenn wir später von 
Justiz reden, so wissen wir alle ganz genau, sie stand irgendwie auch 
in der ersten Republik, in der Weimarer Republik, im Mittelpunkt. 

Alles wurde von der Justiz ausgetragen gegen die Weimarer Repu­
blik in gemeinster Weise, Sozialdemokraten, Zentrumsmänner und 
andere beleidigt vor der Justiz, weil sie rückschrittlich war und sich 
nie geändert hatte, und dann wiederum die Justiz und dann Hitler 
mit all den Schweinereien unter Freisler und den anderen Blutrich­
tern, die heute noch nicht abgeurteilt sind. Ich habe jetzt auch wieder 
- in dieser Sache bin ich etwas aktiv gewesen - ich habe jetzt auch 
wieder versucht, ,daß man den Richtern an den Kragen geht, die, wie 
mein verehrter Herr Vorredner hervorgehoben hat, am 20. Juli 1944 
patriotische Männer justiziell ermordet haben. Diese Dinge gehen 
aus einem geheimen Grund nicht weiter: Ich werde darauf noch kurz 
zu sprechen kommen. Also Sie sehen - wenn auch ein bißchen 
übertrieben - ich von meinem Standpunkt die Justiz in den Vorder-

grund der politischen und kulturellen Geschichte eines Volkes bringe 
und wie wichtig es ist, sie spielt auch heute eine große politische 
Rolle. Ich will nicht auf Einzelheiten eingehen. Sie sehen diese Ge­
richtsverfahren, wo prominente Personen als Zeugen kommen. Ich 
nehme zu der Sache selbst keine Stellung. Auf einmal leben Pro­
zesse auf, in den Zeitungen steht nicht, was in dem Prozeß vorgeht, 
sondern da steht, daß ein Bundeskanzler als Zeuge geladen wird 
oder ähnliche Sachen. Also, die Justiz ist die Bühne, möchte ich bei­
nahe sagen, für die Politik. 

Nun, um ganz kurz zurückzukommen auf die Prozesse und Dinge, 
die mir sehr am Herzen liegen und gelegen haben, nämlich die Nürn­
berger Prozesse. Sie sind ein anderes Beispiel für die politische 
Wichtigkeit der Justiz. Ich spreche nicht davon, ob die Vertreter aus 
dem 3. Reich zu streng oder zu milde bestraft wurden. Ich lasse 
diese juristische Frage einmal beiseite, um nicht in Einzelheiten zu 
kommen. Aber ich möchte Sie auf eines aufmerksam machen - und 
vielleicht in aller Bescheidenheit geben Sie uns, die wir damals in 
Nürnberg waren, ein bißchen Kredit, wie man in USA sagt, oder ein 
bißchen Lob dafür, ganz egal, wozu die Nürnberger Prozesse gut 
oder nicht gut waren. Eins ist sicher, wir haben den Augiasstall aus­
misten müssen, eins ist sicher, und das wissen Sie alle, ohne die 
Nürnberger Prozesse und die Anklagen gegen das Ribbentroppsche 
Haus, und ohne den Prozeß gegen die Wilhelmstraße, wäre Herr 
von Brentano niemals in ein neues Auswärtiges Amt eingerückt und 
Willi Brandt auch nicht. Dann hätten wir wieder dieselben schwan­
kenden Gestalten, die Leute mit den gestreiften Hosen, die Cocktails 
trinken können, und entweder dienern vorm Hitler oder vorm Vasall 
und später vor mir, die ich erst ans Portepee fassen mußte und ihnen 
sagen mußte, wollen Sie denn Ihren Führer verraten? dann hätten 
wir wieder dieses ganze Gelichter, und ich bitte um etwas - nicht 
ausgesprochenen, inneren Beifall dafür, daß wir diese Luft gereinigt 
haben, damit eine neue Generation von Politikern endlich in den 
Vordergrund kommt, die ja auch gekommen ist. 

Nun, Sie sehen also die Bedeutung der Justiz, und ich will sie an 
einem ganz kleinen Beispiel Ihnen auch sagen, diesen Prozeß des 
„Nestes-sauber-machen", nicht des Beschmutzens, dieser Prozeß 
des „Nestessaubermachen", der hat ja stattgefunden. Das ist auch 
interessant, lange vor den Wahlen. Sie sehen, erst kommt der Krieg, 
Niederlage, dann kommt die Justiz und muß einrücken, und erst dann 
entstehen die Parlamente und die bürgerliche Ordnung. Nun, direkt 
zu Fragen der Justiz, die uns heute bewegen: Zunächst ganz kurz. 
Sie wissen, es finden noch immer Prozesse gegen Verbrecher statt, 
die Kriegsverbrecherprozesse fälschlich genannt werden. Die Pro­
zesse haben vielfach gar nichts mit dem Krieg zu tun. Es sind einfach 
Vernichtungsaktionen gegen die sogenannten unnützen Esser -
Euthanasie - wie gegen andere Mörder. Warum findet das heute 
alles erst statt? Es findet deshalb statt, erst heute, weil damals in 
Nürnberg nur 199 Personen angeklagt worden sind und all das Un­
heil, was über Deutschland und die Welt gebracht worden ist, ja 
selbstverständlich nicht von 199 Leuten gemacht worden ist. Diese 
Leute waren dynamisch, diese 199 Leute, viel dynamischer übrigens 
als Herr von Thadden und die ganze Gesellschaft. Sagen Sie nicht, 
ich ließe auf meine Angeklagten nichts kommen, aber in den Punkten 
- dynamisch - verbrecherische Aktivitäten, Vorwärtsstürmen und 
nicht Rückwärtsgucken, wie die NPD z. B., das waren ja in all ihrer 
verbrecherischen Gesinnung immerhin Personen, die einen Motor in 
sich hatten. Nun, die Prozesse finden heute aus einem ganz ein­
fachen Grund statt, weil sich eben Hunderte lange verborgen gehalten 
haben, getarnt haben. Ich erinnere z. B. an den Fall, den ich kürzlich 
als Nebenkläger vertreten hatte. Ich glaube, hier gibts ein kleines 
Städte! Rheinbach b. Bonn. In Rheinbach bei Bonn wohnt ein älterer 
Herr, so meines Alters, noch ein bißchen älter. Der lebte dort mit 
seiner Freundin ganz gemütlich und da kam plötzlich ~in Nachbar 
zu ihm und sagte: ., Menschenskind, Du lebst Ja so ärmlich mit 'ner 
kleinen Rente. Warum machst Du nicht endlich Deinen Lastenaus­
gleich, wo Du doch aus einem Lastenausgleichsgebiet Schlesien 
oder Westpreußen stammst?• Und da ist der hingegangen, dieser 



Herr Krottemeier, der hieß damals noch Hopfkind oder so ähnlich, 
der ist da also hingegangen und nach längerem Suchen sagt der 
Mann zu ihm, der die Lastenausgleichssache bearbeitet, ich verstehe 
gar nicht, Sie sind doch tot. Ich habe mir doch Ihren Wehrmachtspaß 
inzwischen kommen lassen, die Wehrmachtspapiere. Der Mann wird 
rot, sagt, ich bin eben noch nicht tot, das sehen Sie ja. Der Mann 
forscht näher nach: es ist ein früherer SS-Standardenführer Krotte­
meier, der einen früheren Reichsbannermann, Sozialdemokrat und 
Juden und Journalisten, nämlich den Felix Feschenbach, den Sozial­
demokraten, Redakteur, im Jahre 1933 im Sommer, im Walde hinten 
bei Paderborn, auf der Strecke nach Warburg, umgebracht hat. Der 
Prozeß fand dann im vorigen Frühjahr statt, der Mann bekam 4 oder 
5 Jahre Zuchthauß. Ich zähle nicht die Strafe; er ist heute ein alter, 
kaputer Mann, das ist auch nicht weiter interessant, aber Sie sehen, 
an solchen Fällen - ich habe darüber in meinem neuesten Buch 
auch „ das 3. Reich im Kreuzverhör" geschrieben und er wurde ab­
geurteilt. Sie sehen das als Beispiel dafür, warum solche Sachen 
heute noch stattfinden. Es gibt noch andere Fälle, und Nordrhein­
Westfalen ist davon nicht ausgeschlossen. Ich habe vor 20 Jahren, 
im Jahre 1948/1949 der deutschen Justiz damals eine Akte übergeben, 
ich konnte den Mann nicht mehr anklagen, von einem hohen Beamten 
des Auswärtigen Amtes. Seine Mordbeteiligung steht nach Ansicht 
der Staatsanwaltschaft außer Zweifel. Die Sache hat sich solange 
hingezogen - ich beschuldige niemand - daß, obwohl der Mann 
inzwischen angeklagt ist, dieser geheime, frühere Legationsrat, bis 
heute noch nicht die Hauptverhandlung nach 20 Jahren stattgefunden 
hat. Justiz? Ich kann Ihnen all die Gründe geben : Mal konnte der 
Verteidiger nicht, mal mußte der Mann nach Badenweiler zur Kur, 
am 3. Tage mußte irgendein Gerichtsschreiber aufs Klo oder sonst 
etwas. Alles legitime Gründe! Der Verteidiger tut sehr gut, wenn er 
das solange hinzieht, dann heißt es nämlich nachher, also was wollen 
wir denn nach 20 Jahren sagen, um Ihnen einmal diese Dinge zu er­
klären. Aber dann komme ich eben gleich auf die Idee, der Richter, 
der nicht strafen kann, gesellt sich dadurch zum Verbrecher. Gott 
sei Dank ist die Justiz nicht so! Sie ist ganz anders. Die Justiz von 
heute unterstützt selbstverständlich nicht die Leute, aber sie findet 
oft nicht Mittel und Wege, um sich nicht von geschickten Leuten an 
der Nase rumziehen zu lassen. Ich rede jetzt nicht von den paar 
Nazirichtern usw., die noch existieren. Das ist eine verhältnismäßig 
geringe Minderheit, und denen kann man immer was auf den „ Dez" 
geben, das ist nie schlimm. Viel schlimmer ist aber die Frage: Büro­
kratismus usw. Ist denn die Justiz von heute gesund? Ist der Apparat 
gesund? Und damit komme ich noch nicht ganz zum Schluß, aber zu 
einem Kernpunkt, den ich nicht vergessen will. Ist denn die Justiz 
von heute gesund? Wenn Sie heute in ein Gericht gehen, so werden 
Sie· eins merken, bei der Mehrzahl der Gerichte, daß die Einrichtun­
gen dieses so wichtigen Teiles des Staates geradezu vorsintflutlich 
sind. Wenn Sie sich ansehen, wie das ganze Aktensystem, wenn Sie 
sich ansehen - sind hier Justizleute? - Ist niemand da von der 
Justiz? Sind hier Richter oder Staatsanwälte? Ja, da! Einer ist tapfer, 
der hebt den Arm hoch. 

Die Zustände in der Justiz sind, wie ich noch einmal betonen 
möchte - absolut vorsintflutlich, das fängt an mit den Gebäuden. 
In vielen von ihnen gibts nicht einmal einen Fahrstuhl und die Ange­
klagten müssen mit Müh und Not vom Justizwachtmeister in den 2. 
Stock hochgebracht werden, wie ich bei diesem K. in Paderborn ge­
sehen habe. Das ganze Aktensystem ist vorsintflutlich, und was das 
wichtigste ist, den Richtern werden Dinge aufgebürdet, die weit, weit 
über jede menschlichen Kräfte gehen. Woran liegt das? Das liegt 
daran, weil die Organisation der Justiz selbst veraltert ist. Heute, im 
Zeitalter der Atombomben, der Panzergrenadiere usw., wo jeder bei 
der Armee, entweder ist er General der Flieger oder ist er General, 
wie heißt er? - der Infanterie - nein, ich meine jetzt im Ernst -
entweder das eine oder das andere, aber bei der Justiz, da soll der 
Richter heute Ehescheidung machen und am anderen Tage soll er 
einen NS-Prozeß machen, wo er u. U. von der ganzen Zeitgeschichte 
keine Ahnung hat und am 3. Tage soll er Patentsachen machen. Ich 
sage Ihnen das, um Ihnen zu zeigen, daß die Richter weder in • ihrer 
Besoldung noch in ihrer Ausbildung den heutigen gesellschaftlichen 
Formen nachgekommen sind. Woran liegt das? Wenn ich sage, daß 
es an den Richtern selbst liegt, denn die bewegen sich, es liegt dar­
an, weil im Staatsleben die Justiz immer als letztes kommt: Zuerst 
kommt die Legislative, nein, falsch, entschuldigen Sie, zuerst kommt 
die B ü r o k r a t i e, dann kommt die Legislative und dann ganz 

hinten dran, da darf auch mal der Richter bäh sagen. Diese Zustände 
zu ändern, gehören mit zu den Aufgaben, die wir uns stellen müs­
sen. Wir müssen dafür sorgen, daß die Justiz in ihren Einrichtungen, 
in ihren Besoldungen, aber vor allen Dingen in ihrer Ausbildung, 
und zu mir kommen sehr viele junge Richter, die darüber mit mir ge­
sprochen haben und auch ältere, endlich den gesellschaftlichen Er­
fordernissen angeglichen werden. Wobei noch die Schwierigkeit be­
steht, wie denn die gesellschaftlichen Erfordernisse sind. 

Stellen Sie sich vor, all die Richter stehen vor neuen Aufgaben: 
Versammlungsrecht, Kriegsdienstverweigerungsrecht, A p 0, ja, kein 
Mensch hat diesen unglückseligen Richtern je überhaupt gesagt, wie 
die Dinge liegen. Ich glaube, man muß 48 Jahre bei der Justiz ge­
wesen sein. Ich bin jetzt so ungefähr 50 Jahre dabei, um mal bei 
einem Richterfortbildungskursus oder solchen Dingen mitmachen 
zu können. Stellen Sie sich vor, wie das bei der Bundeswehr wäre, 
wenn da so ein Mechaniker in einer entsprechenden Einheit nur alle 
3 oder 4 Jahre die Fortschritte auf dem Gebiet der Fliegerei oder 
des Automobilismus genießen könnte. In diesem Zusammenhang ist 
es aber auch wichtig, daß die Justiz all den Mist abstößt, der gar 
nrtht zu ihr gehört, Ehescheidung, dazu braucht man keinen Richter, 
dazu braucht man einen psychologisch geschulten und juristisch ge­
schulten Sozialbeamten. Die ganzen Verkehrssachen gehören da 
nicht hinein . Es gehören dahin wirkliche Verbrechen, Strafsachen 
oder Zivilsachen. Wirkliche Prozesse und nicht Prozesse um Dreck, 
ein Dreck, der die ganze Maschine der Justiz seit Jahr und Tag ver­
schmutzt. Um es mit einem Wort zu sagen: wenn die Justiz nicht die 
Möglichkeit bekommt. auf einen modernen, und ich meine auch tech­
nisch und ausbildungsmäßig modernen Stand zu kommen, dann wird 
es sehr, sehr faul mit ihr aussehen, und zwar aus dem einfachen 
Grund, weil dann - ich betrachte jetzt nicht die Justiz als Instrument 
des Staates -, weil dann der Bürger keinen Schutz mehr vor der 
Allmacht des Staates überhaupt haben würde und völlig der Büro­
kratie ausgeliefert wäre. Aus diesem Grund sind diese Justizdinge 
so wichtig. Es gehört natürlich auch dazu, daß die Justiz es selbst 
versteht und die Justizverwaltung, den Nimbus des Richters oder 
wie man neuerdings sagt - das Image wieder etwas hochzupäppeln; 
denn hören Sie, in der heutigen Zeit kommt es ja nicht darauf an, 
daß ein Richter gut Recht spricht, daß einer Richter ist, dann hat er 
noch längst keinen Nimbus, den Nimbus hat doch nur der, der den 
200er, oder wie das Ding heißt - Mercedes - fährt. Ja, so ist es! 
infolgedessen wird das Richtertum innerlich ausgehöhlt. In Entschä­
digungssachen zeigt sich, daß die sog. medizinischen Sachverstän­
digen - wer da mitschreibt, muß vorsichtig sein - unter ihnen be­
finden sich ausgesprochene Scharlatane, die Gutachten abgeben, 
ohne den Menschen je gesehen zu haben, Was mein Vater, der 
selbst Arzt war, als Scharlatanerie bezeichnet hat. Der Richter kommt 
ins Gedränge mit all diesen Leuten, die einen höheren Nimbus ha­
ben, einen Professortitel haben oder irgend etwas anderes. Da gehen 
sie denn oft in die Knie. 

Nun, diese Methoden müssen vor allen Dingen die Richter selbst, 
aber auch die politischen Parteien fordern. Und ich muß Ihnen offen 
sagen, nachdem Ehmke aus dem Justizministerium weg ist, ist es die 
verfluchte Pflicht und Schuldigkeit uns allen gegenüber, daß der 
neue Bundesjustizminister Gerhard Jahn diesen Staub und Nebel 
hinwegschafft und üns eine Justiz und ein Richtertum besorgt, was 
den modernen gesellschaftlichen Verhältnissen angemessen ist, und 
auch dafür sorgt, daß die Leute, die Richter werden, richtig ausge­
bildet werden. Ich sage Ihnen ganz offen, ich habe gar nicht so 
schlechte Examina gemacht, aber ich habe auf der Universität über 
das Recht nur Sachen gehört ,die ich in meinem Leben nicht ver­
wenden konnte. Die Richter von heute lernen nie, es gibt gar keinen 
Kurs dafür, lernen nie, in welcher Höhe jemand bestraft werden muß, 
wieweit dies den gesellschaftlichen Verhältnissen entspricht, die 
Richter und Staatsanwälte lernen nie, in einem Universitätskursus 
z. B. oder sonstwie wie man jemand vernimmt. Das gibt es gar nicht. 
Manches können Sie jetzt daraus aus einem von mir soeben zitierten 
neuen Buch lesen. Ich habe nämlich jetzt zum ersten Mal, was poli­
tisch vielleicht nicht uninteressant ist, meine geheimen Vernehmun­
gen von all den Größen des 3. Reiches veröffentlicht. Und manche 
von Ihnen finden das interessant, es heißt: "Das 3. Reich im Kreuz­
verhör" und ich gehöre nicht zu den Leuten, die für ihre Bücher zu 
fein sind, um dafür Reklame zu machen. Denken Sie nicht, das ist 
ein Buch für Juristen. Da sind manche Bonbons drin, die unerhört in-



teressant wirken, und auf ein Problem hat mein verehrter Vorredner 
schon aufmerksam gemacht, nämlich die Frage des Eides, des Sol­
dateneides. Ich habe den früheren Generalfeldmarschall von Rund­
stedt, und das habe ich hier auch veröffentlicht, über seine 4 Eide 
vernommen, die er so im laufe der Zeit geleistet hat, und wo er 
dann auch zu dem Ergebnis gekommen ist, ja, ich hab' ja nun die 
Eide geleistet, was sollte ich denn machen? 

Ich komme zum Schluß. Ich sagte, die Justiz ist deshalb so wichtig, 
weil sie den Bürger vor der Allmacht des Staates schützen muß. 
Stellen Sie sich vor, daß während des ganzen 3. Reiches es kaum 
vorgekommen ist, nachdem die Konzentrationslager, Nürnberger Ge­
setze, Rassengesetze eingeführt worden sind, die Bürger Rechte 
hatten, ja, liebe Freunde, ich will Ihnen eins verraten : das Wort 
"Auschwitz", die Gaskammern sind nur das Symbol für etwas ge­
sellschaftlich noch viel schlimmeres - Mord ist nicht das schlimmste 
- sie sind das Symbol für das Verbrechen, daß dem Bürger in 
Deutschland damals, das Recht der Freiheit, das Recht des Besitzes, 
Besitz der Juden und alle bürgerlichen Rechte weggenommen wur­
den. Das war das größte Verbrechen - gleich nach dem Reichs­
tagsbrand - und kommt zur Justiz. Dagegen hat kaum jemand pro­
testiert. Und um nun zum Schluß zu kommen, diese Dinge müssen 
geändert werden, daß unser Richtertum nicht etwa aus Ärger darüber, 
daß die Dinge nicht vorwärts gehen, in eine gewisse Lethargie ver­
fallen , ich habe nichts dagegen, wenn die Richter heute streiken wür­
den bei dieser oder jener Sache. Ich will Ihnen sagen, es gibt einen 
Mann, einen einzigen Mann, und ich will damit mit einer angenehmen 
Note schließen, der bisher sehr wenig oder kaum bekannt Ist, den 
wir entdeckt haben, erst vor kurzer Zeit. Es gab einen Richter in 
Deutschland, ein Militärrichter, einen Generalrichter Lühm. Vor dem 
standen 3 Priester - angeblich wegen Spionage - in Wirklichkeit 

wegen Meckerei und sie waren durch Zufall , weil einer von ihnen 
Reserveoffizier gewesen war, vor ein Militärgericht gekommen und 
da hat der Himmler durch seinen Agenten dem Richter sagen lassen, 
dem Vorsitzenden Herrn Lühm, die müssen morgen zum Tode ver­
urteilt werden. Und am kommenden Tage sollte dann die Urteilsver­
kündung stattfinden. Und als der Chauffeur am anderen Morgen den 
Generalrichter Lühm abholen wollte, da lag der neben seiner Dienst­
pistole tot am Boden. Ein Märtyrer der Justiz. Es hat bis zum Jahre 
1969, bis vor 4 Wochen, gedauert, bis das Entschädigungsamt in 
Berlin - die Leute hatten alle Fristen versäumt - das ist nicht 
Schuld des Entschädigungsamtes, bis das Entschädigungsamt in 
Berlin offiziell erklärte und der Witwe zugesprochen hat, ihr Mann, 
der Militärrichter Lühm, war ein Märtyrer der Justiz. (Der einzige der 
damaligen Zeit.) Ich meine nicht die halbschrägen Vögel , die es 
nachher gewesen sein wollen. Er hat sich erschossen. Es ist kein 
Zweifel darüber vorhanden. 

Liebe Freunde! Sie sehen, was wi r im Reichsbanner brauchen, 
was die Justiz braucht: eine ganz einfache Sache, die heißt "Männer­
stolz vor Königsthron" und da w ir mit dem verehrten Vorredner, 
Herrn General Beermann, angefangen habe, möchte ich als Gefreiter 
des 1. Weltkrieges mit einem Wort eines anderen Generals schlie­
ßen, wie es mir damals in Berlin in einer lnstruktionsstunde als Ma­
schinengewehrschütze folgendes gesagt wurde, ,,natürlich muß man 
gehorchen" . Es gab aber vor 100 Jahren einmal einen General Fran­
cois, einen preußischen General Francois, von dem hat seine Majes­
tät der -König verschiedene Dinge verlangt und da hat der General 
Francois gesagt „selbstverständlich sind mir die Befehle Eurer 
Majestät maßgebend, aber Eure Majestät wird wohl von heute ab 
auf meine Dienste verzichten müssen. Das war ein Mann. 

Ich danke Euch, daß Ihr zugehört habt. 

Mißverstandene Bundeswehr 

ak. In der letzten Nummer unserer Zeitschrift hatten wir das aus­
gezeichnete Referat wiedergegeben, das der Bundestagsabgeord­
nete Dr. Friedrich Beermann, Brigadegeneral a. D., auf unserer Bun­
deskonferenz in Bonn-Beuel zum Thema „ Die Bundeswehr im demo­
kratischen Staat" gehalten hat. Wir freuen uns über das zweite Echo 
und die uneingeschränkte Zustimmung, die dieser Vortrag bisher nicht 
nur bei unseren Kameraden, sondern darüber hinaus auch in einer 
breiteren Offentlichkeit gefunden hat. Lob für, und Kritik an der Bun­
deswehr als Verteidigungsinstrument unseres Staates werden wir 
immer hier aussprechen, wenn wir es für erforderlich halten . 

Wir vermögen heute nicht aus eigenem Wissen auf eine in letzter 
Zeit viel zitierte Denkschrift einiger hoher Bundeswehroffiziere ein­
zugehen, von der besorgte Demokraten und Republikaner meinen, 
daß das Wenige was bisher aus dieser Denkschrift bekannt gewor­
den sei, genüge, Sorge eben um das "Demokratieverständnis" ge­
wisser Generale aufkommen zu lassen. Es scheint uns angebracht, 
hier Ausführungen wiederzugeben, die zu dem besagten Problem in 
diesen Tagen Prof. Dr. Ulrich Lohmar MdB, Bielefeld in der NW ge­
macht hat, kritisch zwar, aber fair und positiv in der Grundhaltung 
zur Bundeswehr - so wie wir das auch für uns verstehen: 

,, Seit Helmut Schmidt Verteid igungsminister ist, fühlt er sich offen­
sichtlich dem Grundsatz verpflichtet, daß Reden zwar Silber sein 
könne, Schweigen hingegen Gold wert ist. Damit wird er dem wachen 
und kritischen Interesse der Offentlichkeit an der Bundeswehr weni­
ger gerecht, als wahrscheinlich der Bundeswehr selber. Doch man 
kann verstehen, daß er einstweilen dem Schweigen den Vorzug gibt, 
wenn man den nun doch durchgesickerten Text der Bundeswehrdenk­
schrift durchliest, der von führenden Offizieren geschrieben wurde 
und an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig läßt. 

Die Bundeswehr fühlt sich sozusagen in die Ecke gestellt und 
vielfältig mißverstanden. Und die Verfasser der Studie über den 
Standort der Armee haben sicher recht, wenn sie daran erinnern, es 
sei zwar Aufgabe der Führung des Staates, einen neuen Krieg mit 
allen denkbaren politischen Mitteln zu verhindern, aber für den nicht 
auszuschließenden militärischen Ernstfall müsse die Bundeswehr 
eben kämpfen können und dazu in der richtigen Verfassung sein. 

Dazu braucht sie einen Rückhalt in der Bevölkerung und in der Staats­
führung, dazu benötigt sie moderne Waffen und eine gute Ausbildung, 
auch eine angemessene Besoldung und manches mehr. Gerade die 
Kritiker mancher Erscheinungen in der Bundeswehr sollten ohne Zö­
gern bereit sein, ihr dies einzuräumen und zu geben, ohne Murren 
und ohne Nörgeln . Es darf auch nicht so bleiben, daß man es für 
besonders pfiffig hält, sich vor dem Wehrdienst drücken zu können. 

Das alles muß geschehen, aber damit hat es sich denn auch. Und 
damit ist auch die Grenze erreicht, wo die Denkschrift aus der Bun­
deswehr auf sachliches Verständnis hoffen kann. Sie verbindet leider 
diese berechtigte Forderungen mit einer Fülle von anderen Wünschen, 
die weder mit dem Kampfauftrag der Bundeswehr noch mit der Stel­
lung der Demokratie zu begründen sind. Da ist zum Beispiel die Rede 
von dem fehlenden Traditionsbewußtsein und der mangelnden Tra­
ditionspflege. Wir halten davon wenig. In einer Zeit, in der sich 
Bauern und Bergleute, Lehrer und Schüler, Arbeiter und Angestellte 
ständig an neue Gegebenheiten der Industriegesellschaft anpassen 
müssen, kann keine noch so wichtige andere Gruppe daran fest­
halten wollen, ihren besonderen Daseinszweck auf eine wie immer 
verstandene Tradition zu begründen, zumal dann nicht, wenn man 
dazu Orden, Titel, Uniformen und andere Äußerlichkeiten als be­
sonders wirksam findet. Kaum jemand bestreitet heute noch, daß die 
deutschen Soldaten auch im Zweiten Weltkrieg ihre Pflicht und mehr 
getan haben. Das ist die eine Seite der Sache. Die andere Seite ist, 
und sie muß unzweideutig klar bleiben, daß der deutsche Soldat in 
dem für unser Volk selbstmörderischen Abenteuer des Zweiten Welt­
krieges von der eigenen politischen Führung in schändlicher Weise 
mißbraucht worden ist, daß die Bundeswehr heute für den Schutz 
einer freiheitlichen Demokratie einsteht und damit gerade nicht an 
die Tradition der großdeutschen Wehrmacht anknüpfen kann. 

In der Denkschrift der Bundeswehr wird weiter zu Recht davon 
ausgegangen, daß Befehl und Gehorsam die tragenden Prinzipien 
jeder Armee sein müssen. Aber schließt das aus, daß der Wehrbe­
auftragte wie bisher seinen Aufgaben nachkommt, daß der straffällig 
gewordene Soldat von zivilen Richtern abgeurteilt wird und nicht von 
besonderen Militärrichtern, daß es einen Unterschied von Dienst-



rund Freizeit auch für den Soldaten gibt? In diesen und anderen Fra­
gen versucht die Denkschrift, hinter dem Schutzschild militärisch rich-
1iger Thesen alte Ladenhüter des unseligen Kommißbetriebes wieder 
in die Bundeswehr einzuschmuggeln. Und so sehr man der Forderung 
beipflichten muß, daß die öffentliche Berichterstattung über die Armee 
.sachlich und verständnisvoll sein soll, so wenig haben manche hohe 
Offiziere offenbar die Aufgabe einer unabhängigen und im Bedarfs­
-fall eben kritischen öffentlichen Meinung auch gegenüber der Bun­
deswehr bis heute begriffen. 

Man muß den Tatsachen ins Auge sehen: Helmut Schmidt wird 
nicht von einem Monat zum anderen Neues schaffen können. Aber 
der jetzige Verteidigungsminister hat, da er zugleich überzeugter De­
mokrat ist und sich unserer Armee sachlich und persönlich eng ver­
bunden fühlt, eher als irgend ein anderer deutscher Politiker die 
Chance, die Demokratie und die Bundeswehr auf einen gemein­
samen Nenner zu bringen. Es ist eine wichtige staatspolitische Auf­
gabe aller, die guten Willens sind, ihm und der Bundeswehr dabei 
zu helfen." 

Zum Lachen oder Weinen? 

Umweg einer Beschwerde 

Fr. - Bei einem der 31 Wahleinsprüche gegen die Bundestags­
wahl 1969 verdient ihr aufhaltsamer Weg zum Adressaten festgehal­
ten zu werden. Ein Bürger vertraute am 27. Oktober seine Zweifel an 
der Wahl dem Papier an; auf den Umschlag schrieb er: "An die 
Volksvertretung des deutschen Volkes in Bonn", erahnend, daß über 
die Gültigkeit der Wahlen zunächst niemand anders entscheiden 
könne als das Parlament, sicher nicht die Regierung, die aus dem 
Parlament hervorgeht. Was aber tat die Post? Sie brachte den Brief 
-dem Bundeskanzleramt. Was dem Briefträger zu verzeihen ist, kann 
dem Kanzleramt nicht nachgesehen werden: Unter dem 16. Novem­
ber, also ein bißchen spät, schickte es den Brief keineswegs an die 
,,Volksvertretung", sondern gab ihn an das Innenministerium weiter; 
die Absicht der neuen Herren im Kanzleramt, mit Demokratie nun 
erst zu beginnen, schien dort noch nicht ganz nach unten durchge­
schlagen zu sein. Erst das Innenministerium sandte (neben einer 
Mitteilung an den Briefschreiber, die das Kanzleramt versäumte) den 
Einspruch alsbald dem Parlament zu. So steh~ bei uns noch allemal 
die Verehrung der Regierungsmacht der Demokratie im Wege; und 
es sind nicht alle Umwege so - vergleichsweise - kurz wie der 
Umweg dieses Wahleinspruchs . 

Muttersprache ade! 

Kann der deutsche Normalverbraucher in der Umgangssprache 
überhaupt noch in Staat und Gesellschaft bei allen Problemen mit­
bestimmen? Die Flut abstruser (wunderbares Wort) Wortbildungen, 
die in der Politik auf ihn herunterprasseln, sollen ihn wohl für dumm, 
unfähig und politisch minderbemittelt erscheinen lassen, auf daß er 
bereitwillig und mit Minderwertigkeitsgefühlen behaftet den Super­
Gescheiten die Führung und Entscheidung überläßt. Frustrieren, Re­
zession, Restriktion und umstrukturierte Infrastrukturen, Establish­
ment, Hearings und Teach-ins und noch ein paar hundert anderer, 
zumeist selbstgebastelter Sprachbildungen lassen dringend die Ober­
legung zu, ob deutsch noch weiterhin als erste Sprache in der 
Schule geführt werden sollte. Wenn ja, dann haben wir über kurz 
oder lang gerade den Teil des Volkes, der an der Herstellung des 
Sozialproduktes beteiligt ist, am demokratischen Leben ausgeschal­
tet. Darin scheint Methode zu stecken! 

Demokratisierung heißt also heute: Entweder das politische 
Fremdwörterbuch, das täglich an Umfang zunimmt, als erste Sprache 
an allen Grundschulen und weiterführenden Schulen einzuführen, 
oder Abberufung aller Verantwortlichen in Staat und Gesellschaft, 
deren Deutschbildung nicht mehr ausreicht, sich allen ganz -normal 
verständlich zu machen. 

Schon leisten sich auch auf anderen Gebieten, wie z. B. im Sport, 
Fernsehsprecher die gleiche Methode. Der Sprecher bei der Ober­
tragung der nordischen Skimeisterschaften hielt sich offenbar für 
sehr überlegen, wenn er ständig statt „Zeitlupenaufnahme" nur 
noch von der „slow motion" sprach. 

Nicht nur in Deutschland scheint diese verderbliche Krankheit 
überhandzunehmen. In Frankreich erschien ein Buch "Parlex-vouz 
franglais?" (Sprechen Sie franglisch?) Darin wird mit viel Witz und 
scharfsinnig die Sl.lcht vieler Franzosen, vordringlich englische Wör­
ter zu benutzen, angeprangert. Hierzulande getrauen wir uns eine 

solche Kritik gar nicht und tun geflissentlich so, als ob wir alles 
verstünden, um ja nicht für dumm angesehen zu werden. 

Und somit entdecken wir eine ganz neue Darstellung des Gesell­
schaftsspiels zwischen Obrigkeit und Untertanen, nämlich zwischen 
Obergescheit und gläubig dumm. R. 0. Valerius 

Tummelplatz einer Untergrundorganisation? 

N:cht aus der Luft gegriffen haben dürfte das Zweite Deutsche 
Fernsehen die Behauptung, daß von einem geheimen Büro in Frank­
furt die „Generalunion palästinensischer Studenten" unter Führung 
eines ehemaligen Politoffiziers der arabischen Untergrundorganisa­
tion EI Fatah in der Bundesrepublik politische Agitation betreiben 
soll. Das ZDF interviewte dazu Nadil Nassar, der als Politoffizier 
unter dem Decknamen „Omar" arbeitete. Nassar erklärte, 600 arabi­
sche Studenten in der Bundesrepublik seien in 23 Kadergruppen zu­
sammengefaßt und 900 arabische Gastarbeiter in 24 Aktionsgruppen. 
Sie würden geschult, um aus ihnen den „ neuen palästinensischen 
Menschen" aufzubauen. 

Schweizer Demokratie? 

Die Schweiz, mit Gastarbeitern voll besetzt, verlangt neuerdings 
auc_h für solche eine Arbeitserlaubnis, die sich „au pair" in der 
Schweiz zu Sprachstudien aufhalten. Das wäre noch verständlich , 
wenn nicht folgendes in der entsprechenden Vorschrift stünde: Ar­
beitserlaubnis für die Genannten ist mit einer Gesundheitskontrolle 
an der Grenze bei der Einreise in die Schweiz verbunden. Von der 
Gesundheitskontrolle befreit sind Personen mit abgeschlossenem 
Hochschulstudium!! 

Sieh da, sieh da, das Musterländchen für Demokratie! Bedarf das 
noch eines Kommentars? Nicht alles ist Gold, was zu glänzen scheint. 

R. 0. Valerius 

Das darf doch nicht wahr sein? 

Die Finanzierung von Büros für frühere Bundeskanzler aus Haus­
haltsmitteln des Bundes wird gegenwärtig von den Fraktionen des 
Bundestages erwogen. Eine entsprechende Regelung soll bei der 
Beratung des Ergänzungsetats für 1970 vom Haushaltsausschuß des 
Bundestages erörtert werden. Die Regelung würde die Exkanzler 
Ludwig Erhard und Kurt Georg Kiesinger, beide von der CDU, be­
treffen. 

Für Ludwig Erhard waren nach der Ablösung durch Kiesinger 
Haushaltsmittel des Bundes für ein Büro befristet auf drei Jahre be­
reitgestellt worden. Die Mittel waren damals mit dem Hinweis be­
gründet worden, ein ausgeschriebener Bundeskanzler habe noch be­
stimmte auslaufende Amtsaufgaben zu erfüllen. 

Die Höhe dieser Gelder von rund 85 000 Mark jährlich hatte sei­
nerzeit bei einem Teil der Offentlichkeit eine erhebliche Diskussion 
hervorgerufen, da die Frage aufgeworfen wurde, ob selbst dieser 
befristete finanzielle und personelle Aufwand sachlich tatsächlich ge­
rechtfertigt sei. 

Jetzt aber werden, wie es heißt, im Haushaltsausschuß Oberle­
gungen angestellt, die zeitliche Befristung ganz wegfallen zu las­
sen. Damit stünde den früheren Bundeskanzlern der aufwendige Ar­
beitsstab, zu dem neben einem Referenten und Schreibkräften auch 
ein Fahrer gehört, mehr oder weniger für Zwecke zur Verfügung, die 
sich nicht unmittelbar aus ihrem ehemaligen Amt herleiten ließen. 



Berichte des Bundesvorstandes und seiner Untergliederungen 

Ministerpräsident Diederichs 
bei Reichsbanner-Kundgebung in Hannover 

Am 22. Februar 1970 führte der Ortsverein Hannover des "Reichs­
banners Schwarz-Rot-Gold " eine Gedenkfeier verbunden mit einer 
Kundgebung durch. Die Veranstaltung im Hause „ Humanitas " war ein 
voller Erfolg und wurde von allen Gästen als eindrucksvoll bestätigt. 

Die Anwesenheit von Ministerpräsident Diederichs, Oberbürger­
meister Hohlweg, Bürgermeister Barehe, Bundestagsabgeordneten, 
Ratsherren und Vertretern der demokratischen Parteien und befreun­
deten Organisationen wurde dankbar begrüßt. 

Der Ortsvereinsvorsitzende Peter Schneider eröffnete die Ge­
denkfeier, die zu Ehren der am 21. Februar 1933 am Lister Turm in 
Hannover von der SA ermordeten Kameraden Willi Großkopf, Willi 
Heese und Karl Essmann einen würdigen Rahmen gefunden hatte. 
Von den bei dem feigen , heimtückischen Nazi-Feuerüberfall schwer 
verletzten 26 Kameraden waren einige bei der Feier anwesend. Der 
Chor „ Freundschaft Schubert " unter Leitung von Chormeister Karl­
Heinz Sander, Harmonium-Begleitung und Worte des Gedenkens, 
vorgetragen von Kamerad Walter Fricke, beeindruckten die rund 
100 anwesenden Gäste. 

Der halbstündige Vortrag des Bundesvorsitzenden Robert Becker 
aus Offenbach über das Thema „Demokratie gestern - heute und 
morgen " fand ausnahmslos Anerkennung. In diesem Vortrag kam 
auch das Wirken und das Wollen des Reichsbanners Schwarz-Rot­
Gold als Bund aktiver Demokraten in der heutigen Zeit zum Ausdruck. 

Die versammelten Reichsbannerkameraden fuhren anschließend in 
Gruppen zu drei verschiedenen Friedhöfen, um Kränze an den Grä­
bern der Kamreaden niederzulegen, die für die Freiheit und Demo­
kratie ihr Leb~n geopfert hatten. 

Mitteilungen des Bundesvorstandes 

In der Bundesvorstandssitzung am 17./18. Januar in Offenbach 
wurde beschlossen, im Jahre 1970 an drei verschiedenen Wochen­
enden in verschiedenen Ländern der Bundesrepublik Tagungen für 
staatspolitische Bildung durchzuführen. 

Bitte um Mitarbeit! 

Der Bundesvorstand bittet alle Mitglieder und Freunde, alle Mel­
dungen in Presseorganen, die das Reichsbanner mittelbar oder un­
mittelbar betreffen , in Ausschn itten an die Geschäftsstelle zu schik­
ken , damit ein steter Gesamtüberblick zustande kommt und unser 
Archiv vervollständigt werden kann. 

Ferner bitten wir um Zusendung solcher Zeitungsausschnitte, Flug­
blätter oder anderer Dokumente, die absolut feindliche Handlungen 
und Außerungen gegen die parlamentarische Demokratie und gegen 
unseren Staat beweisen . Berichte in Lokalzeitungen z. B. sind hier­
bei oft ergiebiger als in den großen Tageszeitungen. 

Interesse besteht auch an konkreten Beri-qhten aus örtlichen Be­
reichen über das Auftreten von NPD, APO und ähnlichen Gruppen, 
auch solchen in Kleinformat. 

Wer kann Auskunft geben? 

Ein Kamerad , der in Dänemark lebt, sucht eine Broschüre, die 
1924 in allen örtlichen Organisationen des Reichsbanners vertrieben 
wurde. Sie enthielt Aufnahmen von den Verfassungsfeiern des 
Reichsbanners aus dem ganzen Reich . Wer kann hierfür Hinweise 
geben? 

An alle Ortsvereine und Landesverbände! 

Unsere Kontonummer auf der Bank für Gemeinwirtschaft in Frank­
furt hat sich geändert: Jetzt Konto Nr. 100 7765 1 

Bremen 

Ortsverein Bremen 

Jüngster Vorstand 

Mit jungem Vorstand in die siebziger Jahre. Daß ist das Ergebnis 
einer Neuwahl , die der Ortsverein Bremen in seiner Jahreshauptver­
sammlung am 7. Februar d. Jahres durchführte. Damit leitet Bremen 
als erster Ortsverein auf Bundesebene den Generationswechsel ein . 

Das verblüffende war, daß über 70 % der Anwesenden der jüngeren 
Generation angehörten. Kamerad Dietrich Westermann äußerte in 
seinem Tätigkeitsbericht den Wunsch, auch für den 1. Vorsitzenden 
einen Jüngeren zu wählen ; stieß aber bei der jüngeren Generation 
vorerst auf Ablehnung. 

In den neuen Vorstand wurden gewählt: 1. Vorsitzender Dietrich 
Westermann, 2. Vorsitzender Heinrich Meißner (46 Jahre), 3. Vorsit­
zender Friedrich Westermann (54 Jahre), Kassenwart Siegfried Gasch 
(29 Jahre), 1. Schriftführer Seppl Hollander, 2. Schriftführerin Bri­
gitte Lauszat (20 Jahre), Beisitzer sind Heino Bode (21 Jahre), Man­
fred Bosse (28 Jahre), Adolf Dierking (41 Jahre), Heino Ernst (36 
Jahre), Dieter Hollander (33 Jahre), Walter Stellmann (21 Jahre), Jo­
hann Wollborn. Ehrenmitglied des Vorstandes Bernhard Schoote. 

Jugendbund Bremen 

Jugendleiter Christoph Bode (22 Jahre), Stellvertreter Rolf Stell­
mann (21 Jahre), Schriftführerin Brigitte Lauszat (20 Jahre), Kassen­
wart Hermann Fahrenholz (29 Jahre), technischer Leiter Rolf Lange­
(19 Jahre), Stellvertreter Heino Hahn (18 Jahre). 

Es zeigt sich also, daß die Bemühungen, einen aktiven Jugend­
bund in einem Ortsverein aufzubauen, sich lohnt. 

An die jüngere Generation 

der anderen Ortsvereine ergeht die Bitte, betreffs eines Gedanken­
austausches sich mit dem Bundesjugendleiter Kamerad Adolf Dier­
king , 28 Bremen-Huchting, Karl-Hurtzig-Str. 13 in Verbidnung zu 
setzen . Es ist beabsichtigt, in diesem Jahr ein Treffen der jungen 
Mitglieder unserer Organisation durchzuführen. Name und Anschrift 
mit Angabe des Alters auf einer Postkarte genügt. 

Hessen 

Ortsverein Frankfurt 

Am 21. Februar trafen sich rund hundert Kameraden aus Frank­
furt , Offenbach , Rüsselsheim und Bad Homburg zu einer geschlosse­
nen Veranstaltung im Hause des Hessischen Rundfunks. Der Hes­
sische Rundfunk hatte sich erfreulicherweise zu einer Sonderveran­
staltung bereit erklärt, aus der Folge „Anatomie einer Republik " den 
Teil über die Kampfverbände der Weimarer Republik als Dokumen­
tarfilm vorzuführen, in dem die Entwicklung und das Wirken des 
Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold zum Ausdruck kam. Auch eine An­
zahl jüngerer Gäste konnte begrüßt werden, die auf diese Weise 
erstmals einen lebendigen Eindruck von den schweren Auseinander­
setzungen in den 20er Jahren erhielten. Die dokumentarische Dar­
stellung wie auch der Filmkommentar wurden allgemein als sachlich 
geschichtlich wahrhaftig gelobt. 

In dem großen, lichten Kasino des Hessischen Rundfunks konnten 
wir anschließend bei Kaffee und Kuchen an aufgelockerten Tisch­
reihen das Erlebte in Gesprächen ergänzen. 
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